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A N 6 K 13.30468 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsstreitsache 

- Klägerin -

bevollmächtigt: 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch: 

Bundesamt für Migration und Flüchtl inge, 

Referat Prozessführung, 

Frankenstr. 210, 90461 Nürnberg, 

- Beklagte -

wegen 

Verfahrens nach dem Asy lVfG (Irak); 

hier: Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Ansbach vom 15. Juli 2015, 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 13a. Senat, 

durch den Vorsi tzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof 

den Richter a m Verwaltungsgerichtshof 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof 



aufgrund mündlicher Verhandlung vom 17. März 2016 

folgendes 

Urteil: 

I. Die Berufung wird zurückgewiesen. 

II. Die Beklagte hat die Kosten des BerufungsVerfahrens zu tragen. 

HL Das Urteil ist im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte 

kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung 

in Höhe des zu vollstreckenden Betrags abwenden, wenn nicht die 

Klägerin vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand: 

Die Klägerin wurde nach eigenen Angaben am ; 1979 in der Stadt . 

(Provinz Ninewa) geboren; sie ist irakische Staatsangehörige und kurdische Volks­

zugehörige islamisch-sunnit ischen Glaubens. A m 2. Juli 2012 reiste sie auf dem 

Landweg ins Bundesgebiet ein und stellte am 11 . Juli 2012 einen Asylantrag. 

Bei ihrer Anhörung vor dem Bundesamt für Migration und Flüchtl inge (Bundesamt) 

am 17. Oktober 2012 machte sie folgende Angaben: Sie habe seit 1986 mit ihrer 

Familie in Dohuk (kurdisches Autonomiegebiet) gelebt und die Mittelschule besucht, 

den Schulabschluss aber erst im Jahr 2005 nachgeholt. Danach habe sie bis Mai 

2012 in der Bibliothek der Universität von Dohuk gearbeitet. Sie habe zwar nur 300 $ 

pro Monat verdient, sei damit aber ausgekommen, weil sie bei ihrer Familie gewohnt 

habe. Sie sei nicht verheiratet. Es habe zwar viele Männer gegeben, die sie heiraten 

wollten, es habe ihr aber keiner gefallen. Ihre Familie habe sie schließlich gedrängt, 

endlich zu heiraten. Im Frühjahr 2012 habe ein Mann namens vergebens um 



ihre Hand angehalten. Aufgrund dessen habe ihre Mutter vorgeschlagen, dass sie 

ihren Cousin heiraten sollte. Diesen Heiratskandidaten habe sie aber eben­

falls abgelehnt, weil er bereits verheiratet und ihr nicht sympathisch gewesen sei. 

Dann sei sie zu ihrer Freundin gegangen. Ihren Reisepass und ihre Ersparnisse ha­

be sie mi tgenommen, weil sie schon gewusst habe, was auf sie zukäme. Sie habe 

sich ungefähr einen Monat lang bei ihrer Freundin aufgehalten. Ihre Schwester, zu 

der sie während dieser Zeit Kontakt gehabt habe, habe ihr mitgeteilt, dass der Fami­

lienrat beschlossen habe, dass sie ihren Cousin heiraten müsse, damit die Leute 

nicht mehr schlecht über sie reden würden. Ihre Eltern hätten die Gerüchte nicht 

mehr ertragen. Ihre Freundin habe auf ihren Wunsch hin zwar noch mit dem besag­

ten  wegen einer mögl ichen Heirat gesprochen, dieser sei aber nicht mehr inte­

ressiert gewesen. Einmal seien ein Bruder und ein Cousin von ihr gekommen, weil 

sie wohl vermuteten, dass sie sich bei ihrer Freundin aufhielte. Dabei sei sie über 

das Dach zu den Nachbarn geflüchtet. Ihre Verwandten hätten die Absicht gehabt, 

sie mit Gewalt nach Hause zu bringen. Da sie den ungeliebten Cousin nicht habe 

heiraten wol len, habe sie notgedrungen beschlossen, das Land zu verlassen. Im 

Besitze eines Reisepasses und eines Visums habe sie sich Ende Juni 2012 mit dem 

Auto von Dohuk nach Istanbul begeben. Von dort sei sie einen Tag später in einem 

LKW bis nach Deutschland gebracht worden. Der Schleuser habe von ihr 10 .000$ 

verlangt und ihr den Reisepass abgenommen. Sie sei gef lohen, weil man sie sonst 

zur Heirat gezwungen hätte. Sie habe Angst, nach Irak zurückzukehren. Ihre Ver­

wandtschaft mütterl icherseits lebe in Dohuk und ihre Verwandtschaft väterlicherseits 

in Akre. 

Durch Bescheid vom 16. Juli 2013 lehnte das Bundesamt den Antrag auf Anerken­

nung als Asylberechtigte ab (1.), stellte fest, dass die Voraussetzungen für die Zuer-

kennung der Flüchtl ingseigenschaft (2.) und Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 

bis 7 AufenthG (3.) nicht vorl iegen, und drohte der Klägerin die Abschiebung an (4.). 

Im Rahmen der anschl ießenden Klage vor dem Verwaltungsgericht Ansbach 

(AN 6 K 13.30468) beantragte die Klägerin zunächst, die Beklagte zu verpfl ichten, 

festzustel len, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 bis 7 AufenthG vorliegen. 

Sie beantragte zuletzt, die Beklagte zu verpfl ichten, festzustel len, dass die Voraus­

setzungen des § 60 Abs. 2 AufenthG i.V.m. § 4 AsylVfG vorl iegen. Durch Urteil vom 

15. Juli 2015 [in der Ausfert igung versehentl ich mit dem Datum 15. Juli 2014 verse­

hen], der Klägerin zugestellt am 20. August 2015, gab das Verwaltungsgericht der 

Klage antragsgemäß statt. In den Entscheidungsgründen ist ausgeführt, dass die 
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Klägerin ein Recht auf subsidiären Schutz nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylG habe, 

weil sie in ihrem Heimatstaat Irak einer ernsthaften individuellen Bedrohung ihres 

Lebens oder ihrer Unversehrtheit als Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rah­

men eines bewaffneten Konflikts ausgesetzt wäre. Wegen der Terroranschläge sei 

die Gefährdungslage im kurdischen Autonomiegebiet im Nordirak genauso zu beur­

tei len wie diejenige in Zentral irak. Die Terrorgruppe ISIS stelle landesweit eine große 

Gefahr dar. Das Gewaltniveau sei überall so hoch, dass sich die Best immung einer 

Gefahrendichte erübrige. 

4 Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat auf Antrag der Beklagten die Berufung 

durch Beschluss vom 19. November 2015 gemäß § 7 8 Abs. 3 Nr. 2 AsylG wegen 

Divergenz zugelassen (13a Z B 15.30241). 

5 Die Beklagte macht in der Berufungsbegründung geltend, dass gemäß der Recht­

sprechung des Bundesverwaltungsgerichts immer eine konkrete Feststellung zur 

Gefahrendichte vorzunehmen sei. Hieran fehle es in dem angefochtenen Urteil. Im 

Übrigen enthielten die aktuellen Erkenntnisquellen zum kurdischen Autonomiegebiet 

keine Hinweise auf ein besonders hohes Niveau willkürlicher Gewalt. Gefahrerhö­

hende persönliche Umstände seien bei der Klägerin nicht erkennbar. Somit greife § 4 

Abs. 1 AsylG nicht ein. Die Voraussetzungen für einen Abschiebungsschutz nach 

§ 60 Abs . 5 und 7 AufenthG seien ebenfalls nicht gegeben. 

6 Sie beantragt schriftsätzlich, 

7 die Klage unter Abänderung des Urteils vom 15. Juli 2015 abzuweisen. 

8 Die Klägerin beantragt, 

9 die Berufung zurückzuweisen. 

10 Sie wisse zwar nicht genau, wie ihre Familie im Fall der Rückkehr reagieren würde, 

befürchte aber das Schl immste. Sie habe vor der e igenen und vor der anderen Fami­

lie Angst. Vielleicht würde sie wegen ihres Verhaltens sogar getötet werden. Ihren 

Arbeitsplatz in der Bibliothek habe sie nach ihrem fluchtart igen Auszug von zuhause 

nicht wieder aufgesucht, weil sie befürchtet habe, dass ihre Angehör igen dort nach 

ihr suchen würden. 
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11 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts­

und Behördenakten sowie auf die zum Gegenstand des Verfahrens gemachten Er­

kenntnisquellen verwiesen. 

Entscheidungsgründe: 

12 Die Verwaltungsstrei tsache ist trotz Ausbleibens der Beklagten in der mündlichen 

Verhandlung entscheidungsreif. Nach § 1 0 2 Abs. 2 V w G O konnte auch ohne sie 

verhandelt und entschieden werden. 

13 Die Berufung ist zulässig, aber unbegründet ( § 1 2 5 Abs . 1, § 1 2 8 , § 1 1 3 Abs . 5 

Satz 1 VwGO) . Das Verwaltungsgericht hat der Klägerin - im Ergebnis - zu Recht 

subsidiären Schutz zugesprochen. 

14 Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 AsylG ist ein Ausländer subsidiär Schutzberechtigter, wenn 

er stichhaltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm im Heimatland ein 

ernsthafter Schaden droht. Nach Satz 2 dieser Vorschrift gilt als ernsthafter Schaden: 

15 1 . Die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe, 

16 2. Folter oder unmenschl iche, erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder 

17 3. eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 

einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 

oder innerstaatl ichen bewaffneten Konflikts. 

18 Im vorl iegenden Fall sind jedenfal ls die Voraussetzungen der Nr. 2 erfüllt. Der Kläge­

rin drohte wegen der geplanten Zwangsheirat ein ernsthafter Schaden durch ihre 

eigene Familie. Gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 3c Nr. 3 Asy lG kann die Gefahr eines 

ernsthaften Schadens infolge einer erniedrigenden Behandlung im Sinn von § 4 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Asy lG auch von nichtstaatl ichen Akteuren ausgehen. Somit sind 

potentielle Handlungen von Famil ienangehörigen im Rahmen des subsidiären Schut­

zes zu berücksichtigen. Die Definition des Begriffs „erniedrigende Behandlung" ist 

geklärt. Diese Vorschrift entspricht derjenigen des Art. 3 EMRK, so dass zur Ausle-
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gung des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Asy lG die Rechtsprechung des Europäischen Ge­

richtshofs für Menschenrechte zu Art. 3 EMRK heranzuziehen ist (vgl. BVerfG, 

B.v. 26.3.1987 - 2 BvR 589/79, 740 /81 , 284/85 - BVerfGE 74, 358/370). Eine 

schwerwiegende erniedrigende Behandlung hat der Gerichtshof in Fällen angenom­

men, in denen bei den Opfern Gefühle von Furcht, Todesangst und Minderwertigkeit 

verursacht wurden, die geeignet waren, zu erniedrigen oder zu entwürdigen und 

möglicherweise ihren physischen oder moralischen Widerstand zu brechen. Die Kri­

terien hierfür sind jeweils aus allen Umständen des Einzelfalls abzuleiten (EGMR, 

U.v. 7.7.1989 - Nr. 1/1989/161/217 Rn. 100 - EuGRZ 1989, 314 = NJW 1990, 

2183/2186). 

19 Der Senat ist zu der Erkenntnis gelangt, dass die Klägerin gemäß ihrer Bedrohungs­

geschichte der Nötigung zu einer versuchten Zwangsheirat ausgesetzt war und im 

Fall der Rückkehr außerdem mit schweren Repressalien bis hin zum sog. Ehrenmord 

rechnen müsste, weil sie sich dem Beschluss des Famil ienrats, zu heiraten, verwei­

gert hat und ohne Erlaubnis von zu Hause ausgezogen ist. Die Geschichte ist glaub­

haft, weil die Schilderung der Erlebnisse keine Widersprüchl ichkeiten, Lücken oder 

unrealistischen Passagen aufweist und auch in Ansehung der gesellschaftl ichen 

Verhältnisse in der Herkunftsregion plausibel ist. Die Aussage der Klägerin, dass ihre 

Familie und diejenige ihres Cousins zwar nicht mit konkreten Repressal ien gedroht 

hätten, sie aber mit solchen hätte rechnen müssen, ist durchaus nachvollziehbar. 

Hierfür spricht insbesondere der Umstand, dass ihre Angehörigen nach ihr suchten. 

Dafür, dass die Geschichte der Eheanbahnung frei erfunden sein könnte, gibt es 

keinen Anhaltspunkt. Die Tatsache, dass die Klägerin länger als drei Jahre in einer 

Gemeinschaftsunterkunft wohnte, zeigt, dass sie nicht etwa nur deshalb ausreiste, 

um mit einem bestimmten Partner in Deutschland zusammenleben zu können. 

20 Zwangsheiraten sind nach den Erkenntnissen der Bundesregierung im Kulturkreis 

der Klägerin nach wie vor üblich und gehen übl icherweise mit der Androhung gravie­

render Repressalien einher. Gemäß der Begründung zum Entwurf eines Gesetzes 

zur Bekämpfung der Zwangsheirat (vgl. die Legaldefinätion „Nötigung zur Eingehung 

der Ehe mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindl ichen Übel" in § 237 

StGB) liegt eine Zwangsheirat dann vor, „wenn mindestens einer der zukünftigen 

Ehepartner durch eine Drucksituation zur Ehe gezwungen wird, wobei in der über­

wiegenden Zahl der Fälle Mädchen und junge Frauen betroffen sind. Die Betroffene 

wird zur Ehe gezwungen und findet entweder mit ihrer Weigerung kein Gehör oder 
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wagt es nicht, sich zu widersetzen, weil Eltern, Familie, Verlobte und Schwiegereltern 

mit den unterschiedlichsten Mitteln versuchen, Druck auf sie auszuüben. Dazu gehö­

ren physische und sexuelle Gewalt, Nötigungen (durch Drohungen, Einsperren, Ent­

führung, psychischer und sozialer Druck sowie emot ionale Erpressung), Einschrän­

kungen in Bezug auf Lebenssti l und Bewegungsspielraum und andere erniedrigende 

und kontroll ierende Handlungen - in drastischen Fällen bis hin zu Ehrenmorden. Die 

unter Zwang verheirateten Mädchen und jungen Frauen stammen vor al lem aus ... 

oder kurdischem Umfeld." (BT-Drs.17/1213 v. 24.3.2010 S. 7). Nach den aktuellen 

Erkenntnissen des Auswärt igen Amts werden Frauen in Irak noch immer in Ehen 

gezwungen (Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 

Irak, Stand: Dezember 2015, S. 11). Hierfür spricht auch der Erlass des seit August 

2011 in der autonomen Region Kurdistan-Irak geltenden Gesetzes zur Bekämpfung 

häuslicher Gewalt, in dem weibl iche Genitalverstümmelung, Zwangsverheiratung von 

Frauen und andere Gewalt innerhalb der Familie unter Strafe gestellt sind (Auswärti­

ges Amt a.a.O.). Dies verdeutl icht einerseits, dass die kurdische Regionalregierung 

ihre Anstrengungen zum Schutz der Frauen verstärkt hat und andererseits, dass die 

häusliche Gewalt tatsächlich ein Missstand in der dort igen, traditionell patriarchalisch 

strukturierten Famil ienverbandsgesellschaft ist. 

21 Die Freiheit der Eheschl ießung ist in internationalen Konventionen garantiert (Art. 13 

EMRK, Art. 9 GR-Charta, Art. 16 Abs . 2 UN-Menschenrechtserklärung). Nach e inhel­

liger Auffassung im ausländerrechtl ichen Schrifttum ist eine Nötigungshandlung zur 

Erzwingung einer Heirat in jedem Fall eine das Selbstbest immungsrecht der Frau 

verletzende, verwerfl iche Handlung (Dienelt in Bergmann/Dienelt , Ausländerrecht, 

1 1 . Auf l . 2016, § 3 7 AufenthG Rn. 43; Müller in Hofmann, Ausländerrecht, 2. Auf l . 

2016, § 3 7 AufenthG Rn. 14; Kessler in Hofmann a.a.O. § 3a AsylG Rn. 19; 

Hailbronner, Ausländerrecht, Stand Januar 2016, § 37 AufenthG Rn. 32d, § 3a AsylG 

Rn . 35 und § 3b Asy lG Rn . 35; Marx, AsylVfG, 8. Auf l . 2014, § 3a Rn . 48) . 

22 Eine interne Schutzalternative bestünde für die Klägerin nicht. Nach § 4 Abs. 3 i.V.m. 

§ 3e Abs. 1 Asy lG wird der subsidiäre Schutz nicht zuerkannt, wenn der Ausländer in 

einem Teil seines Herkunftslandes keine begründete Furcht vor der Gefahr eines 

Schadens oder Zugang zu Schutz vor Schaden hat und vernünft igerweise erwartet 

werden kann, dass er sich dort niederlässt. Letzteres ist hier nicht der Fall. Es ist 

anzunehmen, dass die Klägerin als alleinstehende Frau nach den Gepflogenheiten in 

Irak nicht die Möglichkeit hätte, sich außerhalb des Elternhauses und ohne Unter-
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stützung der Familie anderswo in der Region Kurdistan-Irak eine eigene Existenz 

aufzubauen. 

23 Ob Zivi lpersonen im kurdischen Autonomiegebiet einer ernsthaften individuellen Be­

drohung infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines bewaffneten Konflikts ausge­

setzt sind, erscheint zweifelhaft, weil gemäß den aktuellen Erkenntnisquellen dort 

kein hohes Niveau willkürlicher Gewalt bzw. keine hohe Gefahrendichte anzunehmen 

sein dürfte (s. BVerwG, U.v. 27.4.2010 - 10 C 4.09 - BVerwGE 136, 360). Bei den 

seit 2015 registrierten sog. Kollateralschäden aus einem Luftangriff auf PKK-

Stellungen und den Opfern eines Sprengstoffattentats im April 2015 handelt es sich 

um Einzelfälle (s. UNAMI, Report on the Protection of Civilians in the Armed Conflict 

in Iraq, 1 May - 31 October 2015; Iraq Body Count, Database - March 2016). Die 

Prognose des Verwaltungsgerichts, dass diese Region in absehbarer Zeit von der IS-

Miliz erobert sein dürfte, hat sich zu dem nach § 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG maßgeben­

den Zeitpunkt der mündl ichen Berufungsverhandlung nicht bestätigt (zum Progno­

sehorizont: BVerwG, U.v. 31.3.1981 - 9 C 286.80 - BayVBI 1981, 662). Dies kann im 

Übrigen dahinstehen, wei l der subsidiäre Schutz im vorl iegenden Fall schon aus ei­

nem anderen Grund geboten ist. 

24 Da der Klägerin subsidiärer Schutz zusteht, ist die Voraussetzung zum Erlass einer 

Abschiebungsandrohung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a und Abs. 2 Satz 1 Asy lG 

entfal len. 

25 Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, § 83b Asy lG. 

26 Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 Abs. 2 V w G O i.V.m. 

§§ 708 ff. ZPO. 

27 Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision nach § 132 Abs. 2 VwGO sind 

nicht gegeben. 
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Rechtsm ittelbeleh rung 

28 Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München, Hausanschrift : Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustel lung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent­

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzl iche Be­

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungs­

gerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshofs abweicht oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

29 Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteil igten, außer in Prozess­

kostenhilfe verfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevol lmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 V w G O genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 6 7 Abs. 4 Satz 4 V w G O und in § § 3 , 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenhei ten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisat ionen und jurist ischen Personen als Be­

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge­

richt durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

30 




